
I. FORSCHUNGEN 

Klaus Tenfelde 

Bismarck und die Sozialdemokratie* 

I. Einleitung 

Auch wenn sich Bismarck in seinen Briefen und Reden und selbst in seinen Memoiren nicht 

eben häufig über die Sozialdemokratie geäußert hat, so ist das Feld unseres Themas, "Bis

marck und die Sozialdemokratie", doch sehr weit, jedenfalls weit genug, um nach einem Zu

schnitt zu rufen, der es handhabbar macht. Zunächst: Es soll um Bismarck selbst gehen, 

nicht um die Sozialdemokratie und ihr Bild von Bismarck, was ja immerhin durch die For

mulierung auch umgriffen wäre. Allerdings darf darin nicht übersehen werden , dass die So

zialdemokratie der Revolutionszeit eine gänzlich andere war als die der 1860er Jahre, die sich 

wiederum von jener der Reichsgründungszeit und der vereinigten Arbeiterpartei nach Gotha 

1875 unterschied.· Auch lässt sich die Sozialdemokratie aus der Sicht Bismarcks nicht ohne 

die Arbeiter, auch nicht ohne einen umfassenderen Begriff von Arbeiterbewegung und 

schließlich überhaupt nicht ohne den Rekurs auf das klassische Feindbild "Umsrurzparrei" 

denken. 

Bismarcks Denken über Arbeiter und Arbeiterbewegungen war offenbar von starker Konti

nuität geprägt, während der Niederschlag solchen D enkens im polirischen Handeln in er

warrbarem Umfang Aspekten der polirischen Opportunität Rechnung uug. Das scheint 

unbeschader der Läuterung vom ständisch-reaktionären J unkerpoliriker zum ko nstitutio

nellen Ro yalisten zuzutreffen, auch wenn diese Läuterung der srers nur abwehrenden Aus

einandersetzung mir dem Feindbild "Sozialdemokratie" zeirlich natürlich weir vorausge

gangen ist. Es kann dabei nicht überraschen, dass man in der H altung gegenüber der So

zialdemokratie während der 1860er Jahre noch manche Unenrschiedenheir bemerken 

kann- die Gefahr war längst nicht manifest, der Umgang mir Lassalle hatte spielerische 

Züge 1, war eine polirische Tändelei. Das änderte sich m . E. fundamemal in den Reichs

kriegsmonaren und insbesondere gleich nach der Reichsgründung. Arbe iterbewegungen 

waren gewiss zuvor schon Bezugspunkte des sozialen Denkens und polirischen Handeins 

gewesen, und der Topos von der "positiven" Arbeiterpolitik findet sich bei Bismarck früh

zeitig, er spricht ja auch aus der vorsichtig öffnenden Arbeiterpolitik der 1860er Jahre, 

wenn in Preußen das zunächst in Sachsen aufgehobene Koalitionsverbor bis zur endgülti

gen Regelung mit Unterstützung des preußischen Ministerpräsidenten nicht mehr exeku-

Der Aufsarz isr aus einem Vonrag auf einer Tagung der Ono von Bismarck-Srifrung hervorgegangen 
und erscheinr gle ichzeirig in einem Sammelband über diese Tagung. Ich danke der Srifrung für die Ge
nehmigung zum Abdruck in unserem Mirreilungsblan. 
Vgl. Lorhar Gall , Bismarck. Der weiße Revolurionär, Frankfun erc. 1980, S. 501. 
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tiert wurde oder wenn mit dem allgemeinen Wahlrecht den Unterschichten doch zumin

dest entgegengekommen wurde. 2 Will man Bismarcks Haltungen und Motive in Arbeitersa

chen betrachten, lohnt sich auch der Rückblick auf seine Frankfurter Jahre und mithin auf 

das nachrevolutionäre Jahrzehnt als eine Art "kleinen Sozialistengeserzes", indem in Preußen 

das repressive und repressiv exekutierte Vereinsrecht längst bereits durch "positive" Maßnah

men der Gesetzgebung ergänzt wurde.3 

Wohlbekannt sind Bismarcks Berichte an Manteuffel aus jenen Jahren. Darin geht es immer 

wieder um die penible Dokumentarion der Umsturzbewegung in der liberaleren Stadt am 

Main, ein Nachklang der Revolution gewiss, aber eben auch mir kennzeichnenden Orientie

rungen. Bismarck beobachtet, "wie human die blaue Demokratie das Treiben ihrer roten 

Geistesverwandten" auffasse, wie sie "in unauffälliger Weise" die Gesellenvereine bearbeite, 

wie sie noch unter dem gesetzlichen Schutz der so genannten "Märzerrungenschafren" die 

"Massen zum Behufkünftiger Eventualitäten" korrumpiere; Bismarck hält es für unmöglich, 

"der offen und geheim durch Tausende von Teilnehmern in Westdeutschland betriebenen 

Verschwörung[ .. . ] auf die Dauer ruhig [zu] zu sehen". Hier begegnet bereits die übersteiger

te Furcht vor den Massen, die in Bismarcks Augen stets ungefähr das Zehnfache ihrer wirkli

chen Stärke ausmachen. Immer geht es um die "Notwendigkeit, energische Maßregel zu er

greifen", und sei es nur gegen das "F rankfurrer demokratische Treiben". 4 

Die intensivere Beschäftigung mir der sozialen Frage, die uns in den älteren Reden und Brie

fen nicht eben häufig begegnet, begann praktisch in den ersten Monaren nach der Amtsüber

nahme als preußischer Ministerpräsident. Am 18. März 1863 sorgte er sich in einem Schrei

ben an den Innenminisrer, Grafen zu Eulenburg, um die Errichtung von Arbeiter-Pensions

kassen. Am 12. April 1863 nahm Bismarck verschiedene Vorgänge zum Anlass, den Han

delsminister Grafen Itzenplitz auf die Verhältnisse "der Handwerker und der so genannten 

arbeitenden Klassen" hinzuweisen und seine, Bismarcks, "warme Teilnahme für diese Ange

legenheit" sowie die "Überzeugung auszusprechen, dass die Regierung auch aus politischen 

Gründen dieselbe ernstlich zu prüfen und mit Nachdruck zu behandeln hat". Mit einem 

ähnlich "lebhaften Interesse" unterstützte Bismarck im Frühsommer 1864 eine Deputation 

erbittert klagender schlesischer Weber an den König, veranlasste genauere Untersuchungen 

über die murmaßliehen Ursachen der Bewegung, darunter eine Prüfung der Frage, ob dem 

Übel mir der Bildung von "Associarionen" abgeholfen werden könne, und bekundete per

sönliche Betroffenheit durch die Bereitstellung eines Geldbetrages für die notleidenden Fa-

2 Vgl. hierzu jetzt Andreas Biefang, Modernität wider willen. Bemerkungen zur Enmehung des demo
kra tischen \Vahlrechts des Kaiserreichs, in: Wolfram Pyta/Ludwig Richter (Hrsg. ), G estalwngskraft 
des Polilischen. Femchrift für Eberhard Kolb , Berlin 1998, S. 239-258, mit einer d ifferenzierenden 
Beu3chwng über die verbreitete Annahme, die Einführung des allgemeinen \Vahlrechts habe sich ge

gen den Liberalismus gericlueL 
3 Hierzu Heinrich Volkmann , Die Arbeiterfrage im preußischen Abgeordnetenhaus 1848-1 869, Berlin 

1968. 
4 Aus den Briefen an von Manreuffel , in: Ono von Bismarck, Gesammelte \Verke (Friedrichsruher Aus

g3be; im Folgenden: G\'V'), Bd. 1, S. 11 , 19 , 20, 29f. , 78. Beim Aufsuchen dieser Hinweise hat mir H err 

D. M ühlenfeld geholfen. 
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milien.5 Er veranlasste am 7. Dezember 1865 Eulenburg sowie am 27. Februar 1866 den Fi

nanzminister von Bodelschwingh, eingehende Petitionen und Denkschriften zu berücksichti

gen; letzteren wies er auf die Erklärung des Handelsministers im Abgeordnetenhause am 11. 

Februar 1865 hin, in der betont worden sei, "dass die Staatsregierung die Unterstützung beste

hender Assoziationen durch positive Mittel in Erwägung ziehen" wollte.6 Es erscheint wichtig 

zu sehen, dass die ersten Anregungen dieser Art vor der Aufnahme der gänzlich episodischen 

Gespräche mit Lassalle, nämlich im Mai 1863, datierten. Ütto Pflanze vermutet, dass Her

mann Wagener Bismarck auf die Möglichkeit einer Spaltung der FonschrittSpartei durch die 

Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins hingewiesen haben könnte.? 

II. Konstellationen in der Zeit der Reichsgründung 

Es scheint dennoch, dass die sozialen Angelegenheiten und die sich formierende gewerk

schaftliche und politische Arbeiterbewegung in der Zeit des Heeres- und Verfassungskonflik

tes sowie während der Kriegsereignisse 1864 und 1866 in der Wahrneh-mung der preußi

schen Staatsregierung einigermaßen peripher geblieben sind. Im diplomatischen Schrifrver

kehr gewann die Beobachtung der demokratischen und sozialistischen Bewegungen, die ganz 

in vormärzlicher Tradition weiterhin als eng verbunden und internationalistisch galten, ver

schiedentlich Aufmerksamkeit8, aber erst in den Monaten der Reichsgründung sind langwir

kende Akzente gesetzt worden. Das begann bereits im Herbst 1870, nahm zeitweilig einen 

gewissen Rang im interministeriellen Verkehr ein und ging mit Maßnahmen auf der diplo

matischen Ebene einher. Der präventive innenpolitische Kampf gegen das "rote Gespenst" 

begann also bereits, als der Waffengang noch anhielt. Nicht ganz ohne Logik, ergänzte sich 

die Tat der nationalen Einigung schon in den Monaten des Geschehens durch die Abwehr 

solcher Bestrebungen, die dem Reichseinigungswerk vermudich skeptisch bis ablehnend ge

genüber stehen würden. Als die Nation geboren wurde, bot der Internationalismus solchen 

Bestrebungen probate Angriffsflächen - das war ja auch im Kulturkampf nicht anders. 

Bekanntlich setzen die jüngeren Bismarck-Biographen die wichtigen Zäsuren, was die 

Phasen der Politik des Reichsgründers angeht, deutlich unterschiedlich: Pflanze trennt 

seine Bände, die Unterkapitel überlappend gestaltend, entlang der konservativen Wende 

von 1877 bis 1879,9 Engelberg reflektiert den Epochenwechsel nicht sonderlich, obwohl 

er seine beiden Bände mit der Reichsgründung trennt. 10 Gall 11 betont demgegen über, die 

5 Nach den Quellen in Heinrich von Poschinger, Akrenstücke zur Wirrschafrspolirik des Fürsren Bis
marck, 2 Bde. Berlin 1890/91, ND Frankfurra. M.l982, Bd. I, S. 12-3 1. 

6 GW, Bd. 5, S. 335 , 384f.; vgl. besonders Orro Pflanze, Bismarck. Der Reichsgründer, München 1997, 
S. 234 f 

7 Vgl. ebenda, S. 235. 
8 Vgl. erwa den Erlass an den Borschafrer in Paris, Grafen von der Golrz, 23.4 .68, in: G\V, Bd. 6a, S. 

371 f. 
9 Vgl. oben Anmerkung 8 sowie ders., Bismarck. Der Reichskanzler, München 1998. 
I 0 Ernsr Engelberg, Bismarck, 2 Bde. Berlin 1990. 
II Gall, Bismarck, S. 498-502. 

7 



Reichsgründung habe nicht nur hinsichtlich der Außenpolitik, mit dem Wechsel zu ei

ner Politik der "Saturiertheit", sondern auch und gerade in der Innenpolitik einen funda

mentalen Einschnitt bedeutet: Auch im Inneren habe nunmehr "die Sicherung des Er

reichten [ ... ] gleichfalls unbedingten Vorrang" vor allem anderen erlangr. 12 Die sozialen 

Probleme "bildeten zweifellos in dieser Phase des Übergangs ein Pulverfass". Und so sei es 

denn fraglos, "dass zumindest ein Teil derjenigen, die sie anklagend beschworen, auch ge

neigt war, die Lunte an das Pulverfass zu legen und die bestehende Gesellschaft in die Luft 

zu sprengen. " 

Der Wechsel zu einer innenpolitischen Defensivstrategie hat in der Tat, wie ich nachfolgend 

zeigen werde, das polirische Handeln in der Reichsgründungszeit und darüber hinaus die 

Bismarck-Jahrzehnte des Kaiserreichs geprägt. Es lässt sich hingegen darüber streiten , ob 

nicht jenes "Pulverfass" seit vormärzliehen Zeiten stets aufs Neue vor allem in den Köpfen 

der regierenden Eliten geboren worden, in den nachweislichen Entwicklungen dagegen sehr 

randständig geblieben ist. Allenfalls, und sehr viel später, wurden die sozialen Probleme des

halb zum "Pulverfass", weil die deutschen Regierungen und die Reichsleitung sie nicht ange

messen zu handhaben vermochten und vor allem, gerade weil sie die emanzipatorischen 

Aspekte der sozialen Frage nicht wahrzunehmen und schon gar nicht evolutionär zu gestalten 

gedachten. Dazu hätte die unmittelbare Reichsgründungszeit reichlich Chancen geboten. 

Indessen: Als man den Krieg gegen Frankreich führte, kerkerte man die führenden Persön

lichkeiten der überdies gespaltenen polirischen Arbeiterbewegung offenkundig vor allem 

deshalb ein, weil sie den Kriegskrediten nicht ihre volle Zustimmung geben mochten . Für die 

sozialdemokratischen Führungsfiguren war der Reichsgründungstaumel vorwiegend aus 

dem Gefängnis zu goutieren; aus der ersten Reichsragswahl ging die Sozialdemokratie dann 

tatsächlich mit einem einzigen Abgeordneten, August Bebe!, hervor. Es war dan n dieser ein

zige Abgeordnete, dem es gelang, mit einer einzigen großen Rede am 25. Mai 1871 scheinbar 

etwas zu bestätigen, was man längst schon bereit gewesen war, genauso zu denken, wie er es 

sagte - wenn nicht gar noch viel radikaler. 

Die gewerkschaftlichen und polirischen Arbeiterbewegungen waren in Deutschland in den 

Reichsgründungsmonaten nachgerade lächerlich kraftlos . Um so kraftvoller gebärdete sich 

eine Regierung, die mit ihren Maßnahmen Marksreine für die Behandlung des großen sozia

len Problems und der polirischen Arbeiterbewegung im Reichsgründungsjahrzehnt setzte. 

Man kann nicht umhin, das Sozialistengesetz und die Bismarcksche Sozialpolitik als den zu

gespitzten Absch luss einer Konstellation zu betrachten, die in Ansätzen schon im Vormärz zu 

erkennen ist, sich im nachrevolutionären Jahrzehnt erstmals stabilisierte und in der Zeit der 

Reichsgründung über die Politik des Reichskanzlers für Jahrzehnte die eigentümliche Dispo

sirion der Arbeiter und der Arbeiterbewegungen im Kaiserreich zu bestimm en begann. Denn 

12 Für ihn steht auch außer Frage, dass Bismarck "die soziale Frage und die Furcht vor dem sozialen Um
sturz immer wieder, national wie international, als Instrument eingesetzt" habe; man dürfe indessen das 
"Element des Machiavellistischen in seiner Politik" nicht übertreiben , wenn man ihn auch hierin ,.zum 
Schöpfer dessen" stili siere, "was er benutzte". 
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es war, neben anderen Ursachen, Bismarcks Politik, die unter sozialdemokratischen Arbei

tern (und im Katholizismus) die Entstehung starker Milieus durch Ausgrenzung ungemein 

begünstigte. 

III. Bismarck: Repression und Sozialpolitik 

Mindestens für die Liberalen, und nicht erst seit demJahrzehntder Sozialversicherungspo

litik, gab es allerdings ein paar ordentliche Gründe, Bismarck einen Staatssozialisten zu 

schimpfen. Das hatte natürlich mit dem Sozialismus so gut wie nichts gemein. Lorenz von 

Steins Ideen vom sozialen Königtum dürften durch Wagener an Bismarck vermittelt wor

den sein; !3 er dürfte Victor Aime Huber und Kar! Rodbertus gelesen haben, aber schon 

Lassalles Schriften waren ihm wohl siebenfach versiegelt geblieben, zu schweigen von den 

Frühsozialisten- diese wurden immerhin im Vormärz von zahlreichen Frühliberalen rezi

piert -, zu schweigen auch von den Presseerzeugnissen der frühen Sozialdemokratie, den 

ersten schriftstellerischen Gehversuchen eines August Bebe!, Wilhelm Liebknechts T rakta

ten über Arbeiterbildung und Kultur oder gar den philosophischen Deduktionen von 

Marx und Engels. Diese nicht gelesen zu haben, hinderte nicht, radikal jenen Sozialismus, 

der sich zeitgenössisch präsentierte und den es ja so recht als einheirliche Utopie und Hal

tung in der Zeit der Reichsgründung noch gar nicht gab, abzulehnen und M aßnahmen da

gegen zu ergreifen. 14 

Was waren die Motive? Zunächst müssen wir davon ausgehen, dass die Hairungen generell bis 

zur Zeit der Reichsgründung wenig gefestigt waren. Maßnahmen gegen die Arbeiterbewegung 

waren bis dahin durch die deutschen Staaten ergriffen worden und konnten bereits, in vor

märzlicher Tradition, koordiniert sein , aber sie konnten eben noch nicht als Reichs-angelegen

heit begriffen werden, und nicht zufällig wurde in der Zeit der Reichsgründung Österreich , ne

ben anderen europäischen Staaten, zum ersten Adressaten solcher Maßnahmen. Es ist hilfreich, 

sich der M errernich-Jahre im Deutschen Bund, einer Zeit der Bildung und der beruflichen 

Gehversuche des ersten Reichskanzlers, dann der niedergeschlagenen Revolution und vor allem 

einmal mehr des preußischen nachrevolutionären Jahrzehnts zu erinnern: Demokraten- und So

zialistenverfolgung, die vormärzlich gewohnte Gesinnungsschnüffelei, all dies lebte trotz "Neuer 

Ära" selbstverständlich allein bereits im behördlichen Berichter-stattungswesen weiter. Ebenso 

13 Vgl. \Xfo lfgang Saile, H ermann \Xfagener und sein Verhältnis zu Bismarck. Ein Beir rag zu r Cesch iehre 
des konservativen Sozialismus, Tübingen 1958. 

14 Vgl. besonders W olfgang Schieder, Bismarck und de r Sozialismus, in: Johannes Kunisch (Hrsg.), Bis
marck und seine Zeir , Berlin 1992, S. 173-1 89; ferner: Susanne M iller, D as Prob lem der Freiheir im 
Sozialismus. Freihei t, Sraar und Revolution in der Program matik der Sozialdemokratie von Lassalle bis 
zum Re,·isionismussrreir, 5. Autl . Bonn-Bad Codesberg 1977; H ans-Josef Sreinberg, Sozialismus, l n
rerna riono.li smus und Reichsgründung, in: Theodor Schieder u. Ernsr D euerlein (Hrsg.), Reichsgrün
dung 1870/7 1. T atsachen, Kontroversen, Imerprerarionen, Srurrgarr 1970, S. 31 9-344; Dierer Dowe 
u. Klaus Tenfelde, Zur Rezep tion Eugen Dührings in der deurschen Arbeiterbewegung in den 1870er 
Jahren, in : H ans Pelger u. a., \Xfissenschafrli cher Sozialismus und Arbeiterbewegung. Begri ffsgeschichte 
und Dühring-Rezeprion, T rier 1980, S. 25-58 . 
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hatte sich, wie schon angedeutet, der paternalistische Zusammenhang von Unterdrückung und 

"positiven" Maßnahmen erstmals im nachrevolutio-nären Jahrzehnt manifestiert. Disziplinie

rung und Privilegierung in einem, das unterlag sozialpolitischem Handeln längst schon, und 

zumal dem altkonservativen Denken Bismarcks. 15 Wer sich aus solcher Sicht staatsbürgerlich 

gerierte, gar jedermannsRechte einklagte und sich nicht etwa mit der Gnade und Weisheit der 

monarchischen Staatslenker und ihrer Beauftragten zufrieden gab, der war zunächst einmal 

Demagoge: Volksverführer, Terrorist, "Mörder und Mordbrenner" , wie Bismarck die Pariser 

Kommunarden apostrophierte. Und wenn er, auch später noch, anlässlich der Verlängerungs

debatten über das Sozialistengesetz das Thema nicht meiden konnte, dann assoziierte er stets 

vor allem das Wort vom Morden, so 1886: "Meuchelmord unter gewissen Umständen", 

"Mordfreiheit" und, das Allerschlimmste, "Kaisermord". 16 

Anlässlich der Beratungen über das Sozialistengesetz im Reichstag im September 1878 

erinnerte sich Bismarck bekanntlich, nachdem Bebe! zuvor die Komakte von 1863 mit 

Lassalle enthüllt hatte , an dessen Reichstagsrede zur Kommune im Mai 1871: Das habe 

auf ihn, Bismarck, wie "ein Lichtstrahl" gewirkt, von diesem Augenblick an habe er "in 

den sozialdemokratischen Elementen einen Feind erkannt, gegen den der Staat, die Ge

sellschaft sich im Stande der Notwehr" befindeY Tatsächlich muss diese Erkenntnis je

doch schon deutlich vorher, im Herbst 1870, über ihn gekommen sein , und zwar nicht 

nur, weil sich der Braunschweiger Ausschuss der Sozialdemokratie am 5. September 

1870 gegen den Krieg bekannt hatte und die sozialistischen Abgeordneten im N ovember 

1870 weitere Kriegskredite abgelehnt hatten . Schon am 12. September 1870 bemühte 

Bismarck sich um eine gemeinsame Front mit den Regierungen Ö sterreichs und Russ

lands "gegen subversive Bewegungen in Europa" .18 M ag sein, dass hier bereits das be

kannte Rapproehernem hin zum Dreikaiserbund die Maßnahmen anleitete, aber auf das 

Ende des Krieges gegen Frankreich folgte erneut auf diplomatischem W ege der Vo r

schlag, die europäischen Regierungen sollten sich künftig wechselseitig über beobachtete 

revolutionäre Bewegungen in Kenntnis se tzen und diese nicht länger als politische, son

dern als verbrecherische Akti vitäten einstufen . Das wurde von England abgelehnt , wäh

rend Spanien hierzu eine Konferenz vorschlug; Bismarck hingegen intensivierte entspre

chende Komakte nach Ö sterreich. 19 T atsächlich bezeichnete dann aber Bebeis Reichs-

15 V gl. Schiede r, S. 18 1. Vor allem in diesem Punkt stellt Lothar Gall , Krupp. D er Aufstieg eines lnd u
strieimperiums, Berlin 2000, etwaS. 128, 188-1 90 , 2 15ff. u. 222f. , hells ichtige Vergleiche zwischen 
Alfred Krupp, den ein ganz ähnliches antisozialistisches Verfo lgungssyndrom plagte und der eine um
fassende betriebliche Sozialpolit ik einleitete, und Bismarck an. Gall macht wiederholr d ie H erkunft des 
Denkens beider aus den H orizon ten des alteuropäischen "ganzen H auses" geltend (vgl. S. 159). 

16 Zit. n. H ans-Peter Goldberg, Bismarck und seine Gegner. Die politische Rhewrik im kaiserlichen 
Reichstag, Düsseldorf 1998, S. 443 . 

17 GW, Bd. 11 , S. 611 , zitiert nach Schieder, Bismarck und der Sozialismus, S. 18 1.- D ie berühmte De
batte ist in der Literatur viel fach behandelt; vgl. zuletzt etwa Volker Stalmann , Die Partei Bismarcks. 
Die Deutsche Reichs- und Freikonservative Partei 1866-1890, Düsseldorf2000, S. 19 1-205. 

18 Pflanze, Der Reichskanzler, S. 22f. 
19 Vgl. vor allem von Poschi nger, Akrens tücke, Bd. I , S. 161. 
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tagsrede vom 25. Mai 1871 20 einen Markstein internationaler Solidarität, ein Beispiel muti

ger Überzeugungstreue, aber auch ein Menetekel der sozialdemokratischen Selbstiso-lierung 

im zweiten deutschen Kaiserreich. Im Lichte des Sieges über Frankreich und des nationalen 

Einigungsrausches gehörte schon einiges dazu, entschieden gegen die Annexion Elsass-Lo

thringens zu sprechen, diese "für ein Verbrechen gegen das Völkerrecht", "für einen Schand

fleck in der deutschen Geschichte" zu halten und sich, als einziger sozialistischer Abgeordne

ter in dem erheiterten und bald dann beunruhigten Haus, zur Kommune zu bekennen: Der 

Kampf in Paris war ihm ein "Vorpostengefechr" , die Hauptsache in Europa bestand dem

nach noch bevor, und.in wenigen Jahrzehnten werde der Schlachtenruf des Pariser Proletari

ats zum Schlachtruf des gesamten europäischen Proletariats werden. Es lohnt sich übrigens, 

die ganze Rede zu lesen: Ausgangspunkt war vielmehr die Frage der Übertragung der kom

munalen Selbstverwaltung auf das annektierte Gebiet. Es werde, so Bebe! weiter, die Zeit 

kommen, "wo die europäischen Bevölkerungen ihr volles Selbstbestimmungsrecht erlangen 

können, was sie aber nur bekommen können , wenn die Völker Europas in der republikani

schen Staatsform das Ziel ihrer Bestrebungen erblicken". 

Es ist vielfach dokumentiert, zu welchem H exenkessel der Reichsrag werden konnte, wenn 

auch später in den 1870er Jahren sozialistische Abgeordnete die Stirn hatten, zum H ause zu 

reden; bekannt ist auch, welcher Mittel sich das Präsidium bis hin zum "Valentinieren" un

botmäßiger Debattenfreude bediente. 21 Unter solchen Bedingungen auf die republikanische 

Staatsform und das Selbstbestimmungsrecht zu verweisen, war mutig genug, zumal Bebe! 

erst im Monat zuvor aus dem Gefängnis entlassen worden war. Er genoss seine Freiheit nur 

bis zum Hochverratsprozess im März 1872, der vielleicht auf Drängen Bismarcks stanfand. 22 

Wie dem auch sei, die Parallelität der "negativen" und der "positiven" Maßnahmen seit dem 

Herbst 1871 überrascht. 23 Offenbar war es die scheinbar von der Internationalen Arbeiter

Assoziation ausgehende Gefahr, die zur W iederannäherung der preußisch-deutschen und 

der habsburgischen Politik führte, aber von den Inhalten der Gespräche, die Wilhelm I. und 

der Österreichische Kaiser während zweier allein wegen der Tatsache des Zusammentreffens 

Aufsehen erregender Gespräche in Ischl und in Salzburg im August und September 1871 

führten, wurde so recht nichts bekannt. Dort ist es jedenfalls auch um ein eventuell gemein-

20 Stenographische Berichre über die Verhandlungen des Reichstags, I/1, 43./25.5. 1871, S. 920f. Es 
hängr mir der Entstehungsgeschich te der Bebel-Edirion zusammen, wenn die Rede dorr unverrrerbar 
gekürzt erscheinr: Augusr Bebe!, Die Pariser Kommune- Vorpostengefecht des europäischen Proletari
ats , in: Ausgewählte Reden und Schriften, Bd. 1, München erc. 1995, S. 147-151. 

21 V gl. Michael Stürmer, Regierung und Reichsrag im Bismarcksraar 187 1-1 880 . Cäsarismus oder Parla

mentarismus, Düsseldorf 1974, u. a. S. 105f.; zu Stilfragen im Reichsrag ferner Goldberg, op. cit., sowie 
jetzr Andreas Biefang, Die Sozialdemokratie im Reichstag. D as Parlament als Fakror der Integration 
187 1-1890 in diesem Mineilungsblan und Roben Arsenschek, Der Kampf um die \'(fahlfreiheir im 
Kaiserreich. Zur parlamentarischen \'(fahlprüfung und polirischen Realirär bei den Reichsragswahlen, 
1871 -1 914, phil. Diss. München 1999, demnächst Düsseldorf200 1. 

22 So die Vermutung von Pflanze, Reichskanzler, S. 24 . 
23 Zum Folgenden insbesondere LudolfHerbsr, Die Ersre Internationale als Problem der deutschen Polirik 

in der Reichsgründungszeir. Ein Beirrag zur Strukturanalyse der Polirik "monarchischer Solidarität", 
Frankfun/Görringen 1975, S. 86, 11 5, 126 ff.; diese Arbeit har Pflanze, der unter den jüngeren Bismarck
Biographen über die Zusammenhänge noch am ausführlichsten handelr, nicht herangezogen. 
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sames Vorgehen gegen die internationalen Sozialisten gegangen. Man wahrte in den folgen

den Monaten in Österreich einigen Abstand, hielt offenkundig die Gefahr im eigenen Land 

für noch nicht gegeben, während in Preußen dem Reichskanzler und Ministerpräsidenren in 

dieser Frage mit dem Handelsminister von Itzenplitz ein anderer Gegner erwuchs. Man hatte 

sich nämlich aufkommissarische Beratungen verständigt, in deren VerlaufFachleute beider 

Länder zusammentreten sollten, was auch tatsächlich, um einiges verzögert, im November 

1872 in Berlin geschah. In der interministeriellen Vorbereitung dieser Konferenz auf deut

scher Seite stießen die Ansichten von Bismarck und Itzenplitz aufeinander. Letzterer vertrat 

wirtschaftsliberale Haltungen: Repression gewiss, aber keine Eingriffe in den Markt und in 

die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern. Bismarck aber verlangte, dass man 

sich auf dieser Konferenz eben nicht nur mit möglichen Maßnahmen gegen die sozialistische 

Gefahr, sondern auch mit der ,,Arbeiterfrage" an sich beschäftigen möge. In mehreren 

Schreiben an den Handelsminister verlangte der Reichskanzler Entgegenkommen für die 

W ünsche der arbeitenden Klassen auf dem W ege der Gesetzgebung und Verwaltung, aber 

zugleich Verbots- und Strafgesetze gegen die so genannten "staatsgefährlichen Agitationen". 

Am 26. November 1871 tagte aufDrängen Bismarcks im preußischen Handelsministerium 

eine interministerielle Sachverständigenkonferenz. Wie es scheint, stand Bismarck weiterhin 

stark unter dem Einfluss Wageners, der ja schon Anfang 1870 einen Gesetzentwurf zur Ein

richtung gemeinsamer gewerblicher Genossenschaften von Arbeitgebern und Arbeitern "zur 

Beilegung von Streitigkeiten und zur gemeinsamen Förderung ihrer gewerblichen Interes

sen" sowie "zur Unterstützung erkrankter, invalider, in Not gekommener oder sonst hilfsbe

dürftiger Genossenschaftsmitglieder und ihrer Familien" formuliert hatte. Gewerbe- bezie

hungsweise Fabrikinspektoren sollten die Durchführung des Gesetzes überwachen; Bis

marck scheint zu diesem Zeitpunkt noch der G ewerbeinspektion ganz aufgeschlossen gegen

über gestanden zu haben. Übrigens lag dem Reichsrag zur selben Zeit bereits ein von 

Schulze-Delitzsch maßgeblich betriebenes Gesetz über die Verleihung der Rechte juristischer 

Personen an Gewerkvereine vo r, das vom H andelsminister scharfbekämpft worden war und 

auch wegen sonstiger Gegenstimmen nach Kriegsausbruch nicht weiter verfolgt wurde. Es 

hätte vermudich der preußisch-deu tschen Arbeiterpolitik der folgenden J ahrzehnre eine ganz 

andere Richtung gegeben. 24 

Im November 1872 tagte dann unter dem Vorsitz Wageners jene preußisch-österreichische 

Konferenz über die soziale Frage, in der es vo rnehmlich um Maßnahmen zur Bekämpfung 

der Arbeiterbewegungen ging. 25 Die T agu ng blieb ohne konkretes Ergebnis, aber die Grund-

24 V gl. zu diesen Vorgängen: Quellensammlu ng zur Ceschiehre der D eutschen Sozialpolirik 1867-1914 , 
I. Abr. , Bd . 1: Florian Tennsredr/Heidi \Vinrer (Bearbeiter), Grundfragen der sraadichen Sozialpolirik. 
Die Diskussion der Arbeiterfrage auf Regieru ngsseite vom preußischen Verfassungskonflikt bis zur 
Reichsragswahl von 1881 , Srurrgarr erc. 1994, S. 18 1 ff.; Gerhard A. Rirrer, Bismarck und die Grundla
gen des deurschen Sozialsraa res, in : Verfassung. Theorie und Praxis des Sozialsraars. Fesrschrifr für 
Hans F. Zacher, 1998, S. 789-820 , 794f.; Herbsr, S. 256ff. 

25 Vgl. insbesondere das pro memoria \Vageners vom 15.1 2.72, in: T ennsredr!Winrer (Bearb.), Grund
fragen , S. 380-431 . Die Konferenz srand ganz in der T radirion jahrzehntelanger Bespitzel ung im Rah
men der Demokrarenverfolgung; hierzu : Friedrich Beck/Walrer Schmid (Bearbei ter), Dokumenrc aus 
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Iinie , Unterdrückung der sozialistischen Arbeiterbewegungen und sozialpolirische Maßnah

men, war festgezimmert. Noch im April desselben Jahres hatte Bismarck, was die polirische 

Arbeiterbewegung angeht, sich noch als offener erwiesen. Er mochte noch eine gewisse Hoff

nung auf die Zersplitterung der Sozialdemokratie setzen; jedenfalls hatte er in einem Schrei

ben an Irzenplitz am 17. November 1871 eine "sachliche Verständigung" mir den Lassallea

nern noch für möglich gehalren.26 Noch unter dem 4. April 1872 schrieb er an den Kaiser, 

man werde "auf eine Heilung dieser Krankheit durch repressive Mittel" wohl verzichten 

müssen; "dieselbe kann nur durch das langsame Werk teils der fonschreitenden Bildung und 

Erfahrung, teils einer Reihe, die verschiedensten Gebiete des staatlichen Lebens berührender 

legislativer und administrativer Maßregeln sein, welche darauf gerichtet sind, die Hindernis

se runliehst zu beseitigen, die der Erwerbsfähigkeit der besitzlosen Klassen im Wege ste

hen. "27 Indessen ließ sich in den Vorgesprächen über die deursch-österreichische Konferenz 

nicht einmal eine Enquete über die Arbeiterfrage durchsetzen. Als die Konferenz dann statt

fand, war bereits der Niedergang der Ersten Internationale aktenkundig geworden. Die 

Chance, sozialpolirische Anregungen aufzunehmen, verstrich vielleicht auch deshalb. Be

merkenswert ist aber, dass der Reichskanzler- wenn nicht in dem zitierten Schreiben an den 

Kaiser andere Motive die Feder geführt haben sollten - zu jenem Zeitpunkt noch die Mög

lichkeit einer langfristigen polirischen Sozialisation der Arbeiter und ihrer Bewegungen in 

das polirische Kalkül einbezog. Man fragt sich, ob es ihm entgangen sein kann, dass die seit 

1872 vo r allem im Zusammenhang der nun bald hereinbrechenden Arbeitsmarkt-Krise rasch 

dominante Politik der Repression, selbst wenn sie durch "positive Maßnahmen" ergänzt wer

den sollte, die Grundlagen einer solchen Sozialisation einseitig verzerrte, wenn nicht zerstör

te. 

Auch wenn man dies gelegendich lesen kann , trifft gewiss nicht zu, dass es im Reichsgrün

dungsjahrzehnt und damit vor der Sozialpolitik der 1880er Jahre nur zu wenigen sozialpoliri

schen Maßnahmen gekommen wäre. Da war nicht nur das Reichshaftpflichtgesetz von 

1871, das, wenngleich ungenügend, das Haftpflichtproblem in den industriellen Beziehun

gen regelte. Wagenerblieb bis zu seiner Entlassung 1873 einflussreich und schlug beispiels

weise noch nach dieser Entlassung weitgehende Maßnahmen vor: obligatorische Kranken- , 

Invaliden- und Alrersversorgungskassen, eine korporative Verbindung der Industriearbeiter, 

dann auch bereits Schiedsgerichte und Einigungsämter, um die atomisierte "Masse des Vol

kes und deren korrekte Einfügung in den Organismus des Staates" zu bewerkstelligen. Bis

marck schrieb hier an den Rand: "ubz~ quomodo, quando, quibus auxiliis?"28 Schon im März 

und April 1873 waren sowohl der Reichsrag als auch, entgegen seinen bisherigen Vorbehal 

ten , lrzenplirz aktiv geworden und hatten konkrete Gesetzesvorlagen über die Kinder- und 

geheimen Archiven, Bd. 5: Die Polizeikonferenz deutscher Sraaten 1851-1866. Präliminardokumenre, 
Prorokolle und Anlagen, \Xfeimar 1993; \Xfolfram Siemann. D er "Polizeiverein" demscher Sraaren. 
Eine Dokumenrarion zur Überwachung der Öffenrlichkeir nach der Revolution von 1848/49, Tübin
gen 1983. 

26 Bismarck an I rzenplirz 17.11.1 871, zirierr nach Herbsr, S. 169. 
27 Zit ierr ebenda, S. 171. 
28 Nach PRanze, Reichskanzler, S. 32. 
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Frauenarbeit angeregt; Irzenplirz wurde aber im Sommer 1873 durch Achenbach ersetzt. Auf 

Ersuchen des Reichstags, dem sich der Bundesrar anschloss, wurde dann seit 1875 endlich 

eine breit angelegte Enquete durchgeführt, der eine weitere über das Verhältnis zwischen Ar

beitgebern und Arbeitnehmern folgre . Die so erhobenen Informationen dienten zur erfolg

reichen Erneuerung der Hilfskassen-Geserzgebung im Jahre 187629 und zu einer Novellie

rung der Reichsgewerbeordnung im Juli 1878 . Gegen letztere wandre nun Bismarck - wenn 

ich das richtig sehe: erstmals - seine späterhin, bis in die Endassungsphase, so wichtigen Ar

gumente gegen eine erweiterte Arbeiterschutzpolitik ein. 30 Eine weitere Beschränkung der 

Kinder- und Frauenarbeit werde, gerade in der vorherrschenden Wirtschaftskrise, zu weite

ren Entlassungen führen , und ein Gesetz, das die Arbeitsmög-lichkeiten für Frauen und Ju

gendliche verkürze, müsse deren Lohn mindern, also deren Fähigkeit, sich zu ernähren, be

schränken. Erst aufDruck des Reichstags wurde dann der ministerielle Beratungsprozess seit 

März 1877 erneut in Bewegung gebracht. Jetzt aber wandre sich Bismarck noch sehr viel ve

hementer gegen das geplante Fabrikgeserz. Orto Pflanze31 weist hier auf einen interessanten 

Zusammenhang hin, der für Bismarck nicht ganz unrypisch war. Man kennt ihn beispiels

weise aus seiner Stellungnahme gegen eine allgemeine Versicherungs-gesetzgebung und den 

ihr zugrunde liegenden Erfahrungen mit der Hagelversicherung in Friedrichsruh. Um 1877 

wurden Bismarcks Papierfabriken in Varzin erstmals durch einen Fabrikinspektor kontrol

liere; Achenbach hatte das Fabrikinspektorar durch Ernennung geeigneter Persönlichkeiten 

auch in ländlichen Gebieten gestärkt. N un, es gab viele Mängel in Varzin , und Bismarck 

"reagiene mit einer Inspektion des Inspektors". In seiner privaten Angelegenheit schreckte er 

nicht vor einem T adel der veranrworrlichen Minister zurück. Aufgrund Bismarckscher Inter

ventionen wurden erliche Bestimmungen des geplanten Fab rikgesetzes gemildert, und zumal 

die regelmäßige Fabrikinspektion sollte entfallen. Der Reichsrag verschärfte vieles wieder, 

und er machte auch die Inspektion obligatorisch. Selbst nachdem der Reichsrag das Gesetz 

verabschiedet hatte, sah Bismarck nur aus Gründen polirischer Opportunität davon ab, den 

König zu einem Veto zu veranlassen oder über den Bundesrar eine Korrektur zu versuchen . 

Eher zufällig ragten die Schlussberatungen des Reichsrags über das Fabrikgesetz in die Zeit 

der Attentate gegen den Kaiser, die einige Wochen vor Verabschiedung des Gesetzes, am 

ll. Mai und am 2. Juni 1878, stattgefunden hatten. Die repressive Politik gegen die Arbei

terbewegungen hatte aber längst zuvor einsame H öhepunkte erklommen. D ass sich im Wes

ten Preußens schon seit den späten sechziger Jahren eine christlich-soziale Bewegung junger 

Kap läne entfaltet hatte32, schien Bismarck nun bei der Kulturkampf-Gesetzgebung sachdien

lich . In diese Kategorie passt auch die Verteufelung der ersten großen Massenaktion von 

29 Ausführlich dokumenrierr in : Quellensammlung zur Ceschiehre der deutschen Sozialpolirik, I. Abt., 
Bd. 5: Florian T ennsrede er al. (Bearb.) , Gewerbliche Unrersrürwngskassen. Die Krankenversicherung 
für gewerbliche Arbeimehmer zwischen Selbsthilfe und Staarshilfe, D armsrade 1999, s. bes. die Einlei

rung S. XLI-XL VI I. 
30 Im Folgenden nach Pflanze, Reichskanzler, S. 35. 
31 Ebenda, S. 36. 
32 Als jüngsre Veröffentlichungs. , mit der weiteren Lirerarur, Claudia Hiepel, Arbe irerkarholizismus an 

der Ruhr. Augusr Brusr und der Gewerkverein chr istlicher Bergarbeiter, Srurtgarr erc. 1999, S. 14ff. 
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Bergleuren in Essen im Jahre 1872 als "J esuirenstreik". Bismarck selbst scheint zeitweise an 

eine "schwarz-rote Allianz" zwischen Sozialisten und katholischen Klerikern geglaubt zu ha

ben _33 Im September 1872 veranlasste er das preußische Staatsministerium zur Vorbereitung 

einer Gesetzgebung zur besseren Kontrolle der Presse und des Vereinswesens. Andere Vorla

gen traten 1873 hinzu, so insbesondere die zweimal im und am Reichstag gescheiterte, beim 

zweiten M al bismarckische Sturköpfigkeit offenbarende Kontraktbruchvorlage, mit der das 

Recht der Fabrik-, der Land- und Waldarbeiter auf Freizügigkei t beschränkt werden sollte.34 

G ing hieraus nur das Reichspressegesetz von 1874 hervor, so wurde die Strafverfolgung auf 

der Grundlage des Paragraphen 130 des Strafgesetzbuches (Volksverhetzung) sowie mir Hil
fe der Paragraphen über Majestätsbeleidigung und Anstiftung zum Hochverrat intensiviert. 

Als die Lassalleaner 1874 bei der Reichsragswahl in Berlin größere Erfolge erzielten, berief 

man H ermann Tessendorf aus Magdeburg zum Staatsanwalt in Berlin. Dieser leitete eine 

ganze Serie von Strafverfolgungsmaßnahmen gegen Sozialdemokraten ein, in deren Folge es 

Verurteilungen hagelte. Die Gewerkschaften wichen mit ihren zentralen Einrichtungen zu

meist nach H arnburg aus, und im Ganzen hat die intensivierte Repression nicht unwesent

lich dazu beigetragen, dass sich die Arbeiterparti en - und in deren Folge auch die Gewerk

schaften - seit Gotha 1875 vereinigten. Das nun entwand Bismarck eine immerhin weiterhin 

denkbare Alternative seiner Politik, das Spiel mir den Lassalleanern, mir deren Unterstüt

zung eventuell der linke Liberalismus härte geschwächt werden können. 

Die schärfsten repressiven Maßnahmen, neben der Kontraktbruchvorlage em m der Sit

zungsperiode 1875/76 eingebrachter Vorschlag über einen "Sozialisrenparagraphen", schei

terten am Reichstag. Es gelang einstweilen nicht, polirische Strafraren zu Verbrechen 

schlech thin zu erklären. Auch scheiterte der Versuch, den Innenmin ister Eulenburg zu einer 

Gesetzesvorlage zu bewegen, mit der staatsgefäh rdende Organisationen verboten worden wä

ren. D ie Sache schwebte noch, als die Artenrare verübt wurden . 

Die Geschichte der Repression ließe sich mir zahllosen Details, wie sie etvva W illy Albreeh r 

fü r die Gewerkschaftsbewegung erarbeitet hat, anfüllen_ 35 Der wechselseitige Zusammen-

33 Vgl. besonders Bismarck an den Botschafter in W ien, von Schweinirz, 27.1 .1873, in: GW, Bd. Ge, S. 
3 1-33, über d ie "Verbindung zwischen den sozialistischen und den ul tramontanen Bestrebungen" un
ter Hi nweis auf junge, sozialradikale katholische Kleriker und die "Christlich-Sozialen Blärrer"; h ierzu 
Pflanze, D er Reichskanzler, S. 24f. 

34 S. d ie Dokumente in: Quellensammlung zur Gesch ichte der staatlichen Sozialpol itik 1867 bis 1914, L 
Abr., Bd. 4: \Volfgang Ayass er al. (Bearb.), Arbeirerrechr, Darmstadt 1997, mi r weite rer Lirerarur in 
der Einleitung, S. XXXlllf. Die Bearbeiter halren mir der Kontraktbruchvorlage eine "ersre, insgesamt 
auf positive Integration zielende Phase der Arbeirerpolitik, d ie vom preußischen H andelsminis rerium, 
teilweise auch vom Innenministerium, gesralrer und gerragen war", fü r abgeschlossen. I rzenplirz zögerte 
indessen mindestens zeitweise und wurde von Bismarck, den Wagener munirionierre, getrieben; außer
dem sollre die bereits erwähnte H ilfskassengesetzgebung d ie Arbeiterpolit ik doch wohl in Kürze ein er
hebliches Srück voranbringen . 

35 \'<filly Albrechr , Fachverein - Berufsgewerkschaft - Zentralverband. Organisationsprobleme der deut
schen Gewerkschaften 1870-1 890, Bann 1982. D ie Repress ionsgeschichte isr m ir einer auße rordent
lich dichten behördl ichen Überliefe rung insbesondere in den Staatsarchiven gesegnet und weist immer 
wieder dieselben G rundzüge auf; unter den zeitgenössischen Veröffen d ichungen ragen die regelmäßi
gen Dokumenrarionen in der sozialdemokrarisch-gewerkschafd ichen Presse sowie informierte Sub-
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v ang gesetzten v erranren und der Gesetzgebungsprozesse naturgemäl~ verloren; er ist je

doch, wie schon gezeigr, von Bismarck vielfach bewm worden, und er lag auch der späteren 

Sozialgesetzgebung zugrunde. Wenn der Reichskanzler sich gegen "übertriebene Bevormun

dung" wandte, so allein in Sachen des Arbeiterschutzes,36 während es ihm in Sachen Repres

sion nicht in den Sinn kam, dass Staatsbürger bevormundet werden könnten . Das Sozialis

tengesetz lag denn auch ganz auf der Linie des Sozialistenparagraphen und ist während der 

Vorberatungen seitens Bismarcks ausschließlich verschärfender Kritik umerzogen wordenY 

IV. Sozialistengesetz und Sozialpolitik 

Schon in seiner Reichstagsrede zum Sozialistenparagraphen am 9. Februar 1876 hatte Bis

marck deutlich gemacht, wie sehr ihm inzwischen an einer Sonderbehandlung für die Sozial

demo-kratie lag. Es sei ja leider "Komment" im Reichstag, wenn denn ein Sozialdemokrat im 

H ohen Hause spreche, "darauf nicht zu antworten und ihn zu behandeln, als wenn er aus ei

ner anderen W elt spräche, mit der wir uns hier nicht zu befassen haben. Ich weiß nicht, mei

ne Herren, ob das richtig ist."38 Und mir der bei ihm üblichen Nebenbemerkung über seine 

körperliche Befindlichkeit - "wenn ich ein vollständig gesunder und arbeitsfähiger Minister 

wäre[ . .. ]" - wollte er "den Theorien , di e dort aufgestellt werden, fest und direkt zu Leibe ge

hen", d iesem "utopisrischen Unsinn"; man wisse ja, wie "die Mörder und Mordbrenner der 

Pariser Kommune hier eine öffentliche Lobeserhebung vo r dem Reichstag erhalren haben", 

und "den Wegweiser zu den Zielen der Pariser Kommune finden wir auf allen Wegen der So

zialisten". 

Nachdem dieser Vorstoß fürs Erste gescheitert war, mussten die Ergebnisse der Reichstags

wahl von 1877 die antisozialistischen Wahrnehmungen schärfen. Oie sozialdemokratischen 

sumrionen wie diejenige von Ignaz Auer, Nach zeh n Jahren. Marerial und Glossen zur Ceschiehre des 
Sozialis rengeserzes, N ürnberg (2. Auf!. ) I9 I 3, hervor. Die lokal-, regional- und verbändegeschich rl iche 
Forschung har all dies reichl ich dokumenrierr. Zwei jüngere Beispiele aus de r biographischen For
schung seien hervorgehoben: Bernd Braun, H ermann Molkenbuhr (I85I-I 927) . Eine polirische Bio
graphie, D usseldorf I999 ; Angela G raf, J. H . W . D ierz I843-I 922. Verleger der Sozialdemokratie. 
Nachw. Horsr H eidermann, Bonn I998. 200 I wird d ie Biographie C lara Zerkins von Tania Ünlüdag 
erscheinen; in Bearbeirung sind polirische Biographien über lgnaz Auer und Paul Singe r. D ie erwähn

ren Unrersuchungen spiegeln d ie außerordenrliche Bedeurung de r Repress ionserfah rung für d ie gesell
schafrlich-po li rische Sozialisation derjen igen Arbeirerfüh rer, deren Erfah rungen in die Zeir vor dem So

zialisrengeserz zurückreichen. 
36 Vgl. erwa Bismarck an Achenbach, 10.8.77, in: vo n Poschinger, Akrensrücke, Bd. 1, S. 258 ff. 
37 Vgl. erwa Bismarck an Tiedemann, 15.8.78, G\'V', Bd. Ge, S. 116 f.; zum Folgenden u. a. \'V'olfgang 

Pack, Das parlamenrarische Ringen um das Sozialistengeserz Bismarcks 1878-1890, D usseldorf 196 I. 
38 Zirare hier und im Folgenden nach GW, Bd . II , S. 425-437, beso nders 434. Goldberg, Bismarck und 

seine Gegner, bemerkr S. 504, Bismarck habe Bebe! "als Gegenspieler nie an nehmen" wollen. In der 
T ar isr d ie Floskel, mir der er am 25.5. 7 1 unmi rrelbar auf die Rede Bebels (s . o. Anm. 20) anrwonere, 
kennze ichnend: "Befürchren Sie nichr, meine H erren, dass ich dem H errn Vorredner anrwone ... "; Bis
marck srellre hier im Übrigen dem Elsass ausgedehnre kom munale Selbstverwaltung in Aussichr. 
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Wahlerfolge in den großen Städten, zumal in Berlin, waren eklaranr.39 Hier muss man sich 

nun erinnern, dass in der Brust des Landjunkers immer schon ein scharf stadtkritisches Herz 

geschlagen harre. Es mangelt nicht an Zeugnissen, bis hin zu Reden in den 1850er Jahren40
, 

in denen geradezu eine Stadtphobie durchklingt, die ihre krönende Bestätigung durch die 

Pariser Ereignisse von 1871 erfahren harre. In den Wochen vor Verabschiedung des Sozialis

tengeserzes beunruhigte gerade die Situation in der Reichshauptstadt den Kanzler ganz au

ßerordentlich. Er rechnete, so ließ er den Staatsminister von Kameke wissen,41 mir 80.000 

Sozialdemokraten in Berlin, die für "Erneuten" gerüstet seien, und auch die sonstigen Pho

bien klangen in der V ~rmutung durch, dass sich noch viel mehr solcher verborgener Existen

zen "im Stande der Subaltern-Beamten", namendich bei der Eisenbahn und bei der Post, 

aber wohl auch in der Polizei fänden , ja, "die Anhänger der Sozialdemokratie [seien hier] stel

lenweise vorherrschend". Die Sorge war, ob die Berliner Garnison stark genug wäre, eine sol

che Gefahr, bräche sie denn aus, zu bekämpfen. In mehreren einschlägigen Schreiben ver

langte der Kanzler eine Verstärkung der Berliner Militärstandorte, unbeschader des Umstan

des, dass die Reichshauptstadt insofern nicht eben schlecht versorgt war. In denselben Wo

chen ergingen innerbehördliche Weisungen zur Überwachung auch des eigenen Personals 

beinahe dutzendweise. Wenigstens hinsichdich der Verstärkung der Garnisonen in und um 

Berlin hat das Ministerium dem Ministerpräsidenren nicht folgen wollen. Länger schon 

schwadronierte er über die "Feigheit" seiner preußischen Minister, Maybach wurde ausge

nommen: Aufihn selbst, den Reichskanzler, falle "alle Verantwortung", wenn dem "Krebs

schaden" jetzt nicht Einhalt geboren werde: "Wenn ich nicht sraatsstreichere, setze ich nichts 

durch". 42 

Man kann überhaupt nicht zweifeln, dass Bismarck selbst die ganz entscheidend treibende 

Kraft beim Erlass des Sozialistengesetzes gewesen ist. Allenfalls gewisse Übenreibungen lie

ßen ihm die Ministerkollegen nicht durchgehen, oder sie überstanden die Reichsragsdebat-

39 Vgl. hierzu Gerhard A. Rirrer (Hrsg.), D er Aufs<ieg der demsehen Arbei <erbewegung. Sozialdemokraüe 
und Freie Gewerkschaf<en im Paneiensys<em und Sozialmilieu des Kaiserreichs, vor allem mi< dem 
Aufsa<z von Pe<er S<einbach, Die Sozialdemokraüe im Parreien- und \Xfah lsys<em des Demsehen Rei
ches und der größeren Bundess<aa<en, S. 1-35, sowie H anmm Zwahr, Die demsehe Sozialdemokraüe 
im Länder- und T erriwrienvergleich 1875, in: Geschich<e und Gesel lschaf< 13 (1987), 5 .448-507; 
Klaus Tenfelde, Großs<ad< und lndus<rieregion. Die Ausbreimng der demsehen Arbei<erbewegung in 
Grundzügen, in: Sabine Weiß u. a. (Hrsg.), Hiswrische Blickpunkre. Fesrschrif< für Johann Rainer, 
lnnsbruck 1988, S. 687-700. 

40 Ein Beispiel : In der Debane über den M ili<är-E<a< im Preußischen Abgeordnetenhaus vom 20.3 .1 852 
kri<isiene Friedrich H arkon die Bevorzugung des Adels in der Armee; es ging auch um die Frage, ob 

man ,.eine Menge Soldaren" in der Landwehr benörige, "um in den großen Srädren die Ruhe und Ord
nung zu erhalren"; die Regierung misseraue offenkundig dem Volke. Abg. Bismarck-Schönhausen ver
rier daraufhin dem Abg. H arkorr, "dass auch ich allerdings der Bevölkerung der großen Srädre miss
rraue , so lange sie sich von ehrgeizigen und lügenhafren Demagogen Ieiren lässr, dass ich aberdondas 
wahre Preußische Volk nich r finde. Lerzreres wi rd vielmehr, wenn die großen Srädre sich wieder ein
mal erheben sollren , sie zum Gehorsam zu bringen wissen, und sollre es sie vom Erdboden rilgen. " 

41 Bismarck an von Kameke 3 .9.78, in: GW, Bd. Ge, S. 11 9 f. 
42 Das Tagebuch der Baronin Spirzemberg, geborene Freiin von Varnbühler. Aufzeich nungen aus der 

Hofgesellschafe des Hohenzollernreiches, hrsg. von Rudolf Vie rhaus, 4. Auflage Görringen 1976, 
S. 172. Die Anspielung dieses häufig aufgegriffenen Zi<ars so ll hier nichr wei<er dokumemierr werden. 
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te nicht; im Übrigen trug die Hetzjagd den Stempel des Reichskanzlers ganz persönlich. 

Das Sozialistengesetz ist viermal (1880, 1884, 1886 und 1888) verlängert worden, und von 

Mal zu Mal wurde dem Reichstag dabei unwohler, denn immer mehr Reichstagswähler be

kannten sich zur Sozialdemokratie. Die Behörden versuchten es wohl zeitweise mit einer 

regional allerdings ganz unterschiedlich ausgeprägten "milden Praxis" im Vollzug des Ge

setzes, dann mit neuerlicher Verschärfung, die sich mit dem Namen des Innenministers 

von Puttkarner verbinden sollte. Die Reichsleitung, und maßgeblich Bismarck selbst, 

suchte gegen das "rote Gespenst" nichts als das Instrument der Verschärfung eines Geset

zes, dessen unerquickliche Folgen immer stärker offenbar wurden. Anfang 1888, anlässlich 

der letztmaligen Verlängerung, gab sich der Reichstag in manchem gar der Lächerlichkeit 

preis. Ernsthaft hatte die Regierung dem Reichstag eine Verschärfungsvorlage zugeleitet, 

in der die Ausweisung aktiver Sozialdemokraten aus dem Reichsgebiet und deren Expatri

ierung vorgesehen wurde . Wohin sie dann wohl gehen würden, das war die Frage, die man 

sich stellte, vielleicht nach "Klein-Popo"; der Ausweg in die Schweiz habe sich ja in der 

Vergangenheit als dem Gesetzesziel nicht immer adäquat etwiesen.43 Im Umfeld dieser De

batte ließ Paul Singer am 27. Januar 1888 den Reichsrag über den eben beendeten Exilpartei

tag der Sozialdemokraten wissen, "noch nie" sei man sich "so vollkommen klar und so einig 

über die Notwendigkeit des energischsten Widerstandes gegen alles [gewesen], was durch das 

System Bismarck-Puttkamer vertreten wird"; "selbst diejenigen, welche in ganz unverdienter 

Weise im Ruf der so genannten Mäßigung stehen" , Singer mochte sich selbst einbeziehen, 

"haben Schulter an Schulter und Stimme neben Stimme"44 die notwendigen Beschlüsse ge

fasst. In der Tat, die aus dem Dampfersubventionskonflikt bekannten Abweichler vom radi

kalen Kurs der Fraktion waren inzwischen verstummt. Das Sozialistengesetz zeitigte Folgen, 

die lange wirken sollten. 

Bismarck selbst blieb unbeirrt. Er beschäftigte den Reichstag noch im Herbst mir einer Vor

lage zur Aufhebung der Befristung des Sozialisrengesetzes . Mag man diese Initiative auch als 

eine von zahlreichen Maßnahmen im Ränkespiel zwischen dem Kanzler und dem jungen 

Kaiser Wilhelm II. interpretieren, so erwies sich Bismarck doch gegenüber jedwedem Kom

promissvorschlag aus Reichstagskreisen - etwa durch Milderung der Ausweisungs-bestim

mungen- als unzugänglich und entschied sich, als sich auch der Kaiser während der Sitzung 

des preußischen Staatsministeriumsam 24. Januar 1890 für eine abgeschwächte Vorlage aus

sprach, im Zweifel für die, aus der Sicht des Reiches und seiner Führungskräfte, "Katastro

phenpolitik"45 der Inkaufnahme einer Zukunft ohne Ausnahmerecht. 

Gemeinhin wird diese Entwicklung als einer derjenigen Fehler bezeichnet , die den Anse

hensverlust des Kanzlers an der Jahreswende 1889 /90 ungemein beschleunigten. 46 Die 

43 Nach Sralmann, Die Parrei Bismarcks, S. 454f. 
44 Stenographische Berichte 7/11 , 27.1.88, S. 537f. 
45 Stalman, Die Parrei Bismarcks, S. 457; zum Folgenden vgl. , mit der weiteren Literatur, ebd. S. 463ff. 
46 Als eine von zahlreichen Quellen s. etwa das Schreiben Friedrich von Holsteins an Grafen H erben Bis-
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Ergebnisse der Reichstagswahl Anfang 1890, in denen die Sozialdemokraten einen weit

hin Aufsehen erregenden Sieg davontrugen, während die Kartellparteien eine verheeren

de Niederlage erlitten, und Bismarcks bekanntermaßen renitente Haltung gegen die kai

serlichen Vorschläge für eine erneuerte Arbeiterschutzpolitik taten ein Übriges. Der 

Kanzler erwies sich auch in den folgenden Wochen, gerade auch hinsichdich eines neuer

lichen Sozialistengesetzes, als unbeirrt, schlug Anfang März 1890 neben einer Heeresver

mehrung ein neues, verschärftes Sozialistengesetz vor und drohte unverhüllt mit einem 

möglicherweise von den Fürsten der Mitgliedsstaaten des Reiches ausgehenden Staats

streich im Sinne eines VerfassungsokcroysY J erzt gab es auch gemäßigt Konservative, die, 

wenn denn schon die zwölfjährige Verbotszeit sozusagen nur kontraproduktive Ergeb

nisse gezeitigt hatte, es einmal mit einer ausnahme-rechtlich nicht stipulierten, geistigen 

Auseinandersetzung mit den Sozialisten probieren wollten. Das Fass lief über, als Bis

marcks rasch bekannt gewordene Gespräche mit dem Erzfeind und Zentrumsführer 

Windrhorsr, die nur einen gewagten innenpolirischen Schwenk zum Ziel haben konn

ten , Anfang März 1890 den urpreußisch-prorestantischen Konservativen die Zornesröte 

ins Gesicht trieben. 

Eine Quelle, aus der hervorginge, dass Bismarck sich mit Zweifeln an Rechrmäßigkeir, Wir

kungsweise und Angemessenheit des Sozialistengeserzes geplagt hätte, ist mir nicht bekannt 

geworden. Dagegen sind, wie gezeigt, die verschärfenden Interventionen hinreichend belegt, 

unbeschader der inzwischen erkennbaren, in Singers Ausführungen und in Wahlergebnissen 

bezeichneten Folgen: Nicht nur, dass der Kanzler maßgeblich half, innere Gegensätze der 

keineswegs ausschließlich staatskritischen und einhelligen Reichstagsfraktion der Sozialde

mokraten zugunsren einer langjährigen Disposition der Partei gegen das "System Bismarck

Puttkamer" (und diejenigen, die es nach 1890 ohne Ausnahmerecht fonserzen sollten) aus

zugleichen. Vielmehr schmiedete das Ausnahmerecht die Sozialdemokratie mir einer Anhän

gerschaft zusammen, die es vor dem Sozialistengeserz so recht noch nicht gegeben hatte, die 

von Reichsragswahl zu Reichsragswahl zunahm und sich insgesamt und rrorz ihrer zahlenmä

ßigen Bedeutung in eine gesellschafdich marginalisierte Rolle versetzt sah, aus der heraus, das 

gehörte zu den üblen Folgen der wenn auch gescheiterten Kontraktbruchvorlage schon in 

den 1870er Jahren , der Staat in Interessengemeinschaft mit dem eigentlichen Klassengegner 

wahrgenommen werden konnte. Für dessen Konstruktion lag das angemessene Instrumenta

rium mir Engels' Anri-Dühring nunmehr bereit, und der Weg zum Erfurrer Programm von 

1891 war nicht von Zweifeln versperrt. All dem bereitete der Staat auch noch , wie Kar! Froh

megesagt hat, den "Märryrersegen der heiligen Justiz".48 Wie das katholische Deutschland 

spätestens se it dem Kulrurkampf, verzimmerte sich das sozialdemokratische Arbeitermilieu 

zwischen Anhängern, Mirgliedern und Arbeiterführern unter einer die Maßstäbe von Inte-

47 Sirzungsprorokoll des Preuß. Sraarsminisreriums, 2.3.1890 , gedr. u. a. in Gusrav Seeber/Heinz Wol
rer (Hrsg. ), Bismarck und die Revolution. Dokumente, Berlin (0) 1989, S. 324 - eine im Übrigen für 
unser Thema nichr seh r ergiebige Dokumentation . 

48 Kar! Frohme, Polirische Polizei und Justiz im monarchischen Deutschland. Erinnerungen , Harnburg 
!926, S. 20, zir. n. Braun , Molkenbuhr, S. 119. 
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gration und Ausgrenzung setzenden Politik während des Sozialistengesetzes für mindestens 

zwei Generationen. 49 

Man ist es seit den Forschungen von Hans Rochfels gewohnt, Bismarcks Regierungsweise 

unter den Gesichtspunkren dauernden taktischen Kalküls, wenn nicht gar manipulativer 

Einflussnahme, zu beurteilen. Gerade am Beispiel der Sozialpolitik lasse sich erkennen, dass 

und wie sehr der Kanzler das Taktische zum Grundsätzlichen zu machen imstande war; an

dere Autoren haben eben auch die Vorgänge im Anschluss an die beiden Kaiserattentate 

1878 als eine letzdich gegen den Liberalismus gerichtete Politik und mithin als den Vollzug 

der konservativen Wende hin zu jener gänzlich untypischen Koalition von Industriellen und 

Großagrariern gedeutet. so 

Das Kalkül mit erwünschten Nebeneffekten war Bismarck gewiss nicht fremd, aber der Ent

rüstung über die Entheiligung des Staatsoberhauptes durch die versuchten Meuchelmorde 

wird man Glaubwürdigkeit nicht absprechen können, bedenkt man den riefen Respekt und 

die einzig absolute und gänzlich selbstverständliche Unterordnung, die erwa aus jenen For

mulierungen spricht, in denen, in den "Gedanken und Erinnerungen", vom Kaiser, natür

lich nur dem ersten, die Rede ist. Anders wohl in Sachen Sozialpolitik. Es ist hier gezeigt wor

den , dass die Dialektik von (negativer) Repression und (positiver) Integration durch eine die 

Arbeiter und ihre Familien schützende Sozialpolitik sehr frühzeitig angelegt war, im Grunde 

schon der Arbeiterpolitik im nachrevolutionären Repressionsjahrzehnt unterlag und sowohl 

durch den preußischen Ministerpräsidenren als auch durch den Reichskanzler schon in den 

Reichsgründungsmonaten aufgegriffen worden ist. Es steht dabei auf einem anderen Blatt, 

dass Bismarcks Einfallsreichrum in Sachen Sozialpolitik, sieht man vom Unfallversiche

rungsgesetz ab, eher begrenzt blieb und oftmals von anderen, insbesondere finanzpolirischen 

Erwägungen mirbestimmt wurde. Die Dinge wurden maßgeblich von Hermann Wagener 

und, später, Theodor Lohmann vorangetrieben und gestaltet. In Sachen Arbeiterschutz ver

hielt sich der Reichskanzler, obwohl sich seit 1877 eine deutliche Mehrheit im Reichsrag für 

eine fortschrittlichere Gesetzgebung abzeichnete, entgegen seinen früheren Plädoyers für 

eine ernsthafte Befassung durch die einschlägigen Ministerien sei t den Reichsgründungsjah

ren nachgerade renitent. Er fürchtete insofern um die Konkurrenzfähigkeit der deutschen In

dustrie, mochte aber, selbst in einem nicht unerheblichen Umfang Arbeitgeber, auch die un

eingeschränkte Entscheidungsgewalt des Unternehmers im Betrieb zu schürzen bestrebt sein. 

Gerade die berühmte Kaiserliche Borschaft vom 17. November 1881 nahm jene altpreußi

sche Dialektik auf, wenn davo n die Rede ist, dass die "Heilung der sozialen Schäden nicht 

49 Vgl. Klaus Tenfelde, Histo rische Milieus : Erblichkeit und Konkurrenz, in: Manfred Henling/Paul 
Nolre (Hrsg.), Nation und Gesellschaft in Deutschland. Festschrift für H ans- Uirich \'(/ehler, München 

1996, S. 247-268; jetzt: Arbeitskreis für kirchliche Zeitgeschichte: Konfession und Cleavages im 19. 

Jahrhundert. Ein Erklärungsmodell zur regionalen Entstehung des katholischen Milieus in Deutsch

land, in: Historisches Jahrb uch 120 (2000), S. 358-395. 
50 Vgl. H ans Rorhfels , Prinzipienfragen der Bismarckschen Sozialpolitik, in : ders. , Bismarck. Vorträge 

und Abhandlungen, Srungan erc. 1970, S. 166-181; eine Skizze der Ansichren flnder sich in T ennsredr 
u. a. (Bearb.), Grundfragen, S. X.XX!Vff. 
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ausschließlich im Wege der Repression sozialdemokratischer Ausschreitungen, sondern 

gleichmäßig auf dem der positiven Förderung des Wohls der Arbeiter zu suchen sein wer

de."51 Es entsprach dann dem urpreußischen, hausväterliehen und auch ständischen Denken 

des Kanzlers, wenn die Bestrebungen um eine gänzlich neue, im Kern staatsinterventionisti

sche Sozialpolitik im paternalistischen Gewand daherkamen, das sich überdies aus bürgerli

cher Philanthropie nährte. So mengt sich eben beides, der repressive und der fürsorgliche 

spätabsolutistische Maßnahmenstaat, und mit Bismarck und Krupp ragte beides in eine Zeit 

rapiden Wandels. 52 Gegenüber dem Schriftsteller Moritz Busch betonte Bismarck am 21. Ja

nuar 1881 , "die Zufriedenheit der besitzlosen Klassen, der Enterbten", werde auch durch 

sehr hohe Steuergelder nicht zu teuer erkauft, die man "zur Sicherstellung der Zukunft unser 

Arbeiter vemrenden" werde, "deren Ungewissheit der Hauptgrund zu ihrem Hasse gegen den 

Staat ist. " Das sei dann "eine Sicherstellung unserer eigenen Zukunft[ ... ]: Wir beugen damit 

einer Revolution vor, die in fünfzig Jahren ausbrechen kann, aber auch schon in zehn Jahren , 

und die, selbst wenn sie nur für ein paar Monate Erfolg hätte, ganz andere Summen ver

schlingen würde". 53 

Unerbittlich als Unterdrücker blieb der Kanzler bis zum Ende seiner Amtszeit, und in Sachen 

Sozialpolitik verlor er überdies an Geschmeidigkeit. Hatte er, in den 1860er Jahren als preu

ßischer Ministerpräsident und auch noch nach der Reichsgründung, seinen Handelsminister 

noch geradezu antreiben müssen, Vorschläge zur Gesetzgebung in drängenden sozialen Pro

blemen vorzulegen , war die Sozialpolitik im Jahrzehnt nach der Reichsgründung noch von 

beachtlichen Erfolgen gekrönt gewesen und hatte die Sozialgesetzgebung der 1880er Jahre 

die finessenreichen Regierungskünste des Kanzlers aufs Neue erwiesen, so konnte er die zum 

"Neuen Kurs" führenden Gestaltungsvorschläge des jungen Kaisers nur noch stolpernd zur 

Kenntnis nehmen. Die Repressionspolitik war festgefahren, und die Sozialpolitik stand still. 

Gegen die internationale Konferenz über den Arbeiterschutz, die in Berlin vom 15. bis 29. 

März 1890 auf Anregung des Kaisers ragte, erhob er scharfe Einwände, und die beiden kaiser-

51 Zic. n. Gerhard A. Riner, Sozialversicherung in Deutschland und England. Enrsrehung und Grundzü
ge im Vergleich, München 1983, S. 28 . Ich berone diese Inrerprerarion , weil Tennsredr u. a. (Bearb.}, 
Grundfragen, EinleitungS. XXXV, dezidierr dieser in der Forschung schon von Rothfels formulierren, 
innerhalb der Arbeite rbewegung von Friedrich Engels besonders akzenruierren ("Zuckerbrot und Peit
sche"} Einsicht von der Doppelstrategie vo n Sozialistengeserz und Sozialversicherungsgese tzgebung wi
dersprechen : "Dem war wohl nicht so". Sicher, die polirische Wirklichkeit "war komplexer", worauf 
auch Rirrer hinweist, wenn er zusätzlich zu den polirisch-strategischen schlichte ökonomische und so
ziale Erwägungen ma rivierend heranziehc. Im Übrigen bedingten, wie weiter für die 1 870er Jahre ge
zeigt, allein schon die oft sehr umerschiedlich gehemmten und beförderten Beratungs- und Gesetzge
bungsprozesse, dass die Zusammenhänge nicht zeitlich koordinierr erscheinen konnren, was ihren 
sach lichen Bezug jedoch nichr auflöst. Bismarck selbst har ihn am 26.5 . 1884 im Reichsrag unter ver
ständlichem Beifall se itens der Sozialdemokraten unvorsichtiger \'V' eise eingeräumt: "\'V'enn es keine So
zialdemokraten gäbe, und wen n nicht eine Menge Leuresich vor ihr fürchreren , würden die mäßigen 
Forrschritte, die wir überhaupt in der Sozialreform bisher gemaehr haben , auch noch nicht existieren ... " 
(zir. n. Ritter, a. a. 0., S. 133 Anm. 165). 

52 Den Vergleich von Bismarck u. Alfred Krupp bemüht Lothar Gall wiederholt: Krupp . Der Aufstieg ei
nes Indusrrieimperiums, Berlin 2000, vgl. S. 128, 188-190, 222f., 325 u. ö. 

53 Zir. n. Riner , Sozialversicherung. S. 2Sf. 
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Iichen Verlautbarungen, die Wilhelm I I. aus diesem Anlass veröffentlichten wollte, korrigier

te er in der klaren, dann nicht mehr durchsetzbaren Absicht, sie dem Orkus zu überantwor
ten. 54 

IV. Autoritärer Paternalismus 

"Jedes große staatliche Gemeinwesen", schreibt Bismarck in den "Gedanken und Erinnerun

gen" , "in welchem der vorsichtige und hemmende Einfluss der Besitzenden, materiellen und 

intelligenten Ursprunges, verloren geht, wird immer in eine der Entwicklung der ersten fran

zösischen Revolution ähnliche, den Staatswagen zerbrechende Geschwindigkeit geraten." 

Der großen Masse sei dagegen "das begehrliche Element" eigen, doch sei es "im Interesse die

ser Masse selbst zu wünschen, dass dieser Durchschlag ohne gefährliche Beschleunigung und 

ohne Zertrümmerung des Staatswagens erfolge." Geschehe diese Zertrümmerung, vulgo Re

volution, dennoch, so werde "der geschichtliche Kreislauf immer in verhältnismäßig kurzer 

Zeit zur Diktatur, zur Gewaltherrschaft, zum Absolutismus zurückführen, weil auch die 

Massen schließlich dem Ordnungsbedürfnisse unterliegen, und wenn sie es apriorinicht er

kennen, so sehen sie es infolge mannigfaltiger Argumente ad hominem schließlich immer 

wieder ein und erkaufen die Ordnung von Diktatur und Cäsarismus durch bereitwilliges 

Aufopfern auch des berechtigten und festzuhaltenden Maßes von Freiheit, das europäische 

staatliche Gesellschaften ertragen, ohne zu erkranken. "55 

Man könnte, zusammen mir dem weiter vorn zitierten Immediatbericht von 1872, wo es um 

die langsame, erziehende Heranführung an den Staat ging, aus solcher Geschichtsphiloso

phie schließen, dass dem Sozialistengesetz eine nicht nur revolurionsprävenrive, sondern eine 

gleichsam geschichtsverzögernde Bedeutung von Bismarck beigemessen wurde: Um die 

noch nicht gereiften Massen vor dem eigenen Niedergang durch die im Falle der Massen

herrschaft unvermeidliche Diktatur zu bewahren, musste, sozusagen einstweilen, durchge

griffen werden , musste das insofern hemmende Wirtschafts- und Bildungsbürgertum vo r 

dem Sozialismus geschützt und gestärkr werden. Aber dies sind m. W . die einzigen Zeugnis

se, die diese Interpretation ermöglichen . Alle anderen verweisen auf das Sozialistengesetz als 

ein Ende in sich, gerade auch die Anstrengungen Bismarcks um die Verlängerung noch 1889 

54 Vgl. die Schilderung in den Memoiren Friedrich von H olsreins: Rieb/ Fisher (Hrsg.), Bd. I : Erin nerun
gen und polirische Memoiren, Görringen erc. 1956, S. 144-147. 

55 Gedanken und Erinnerungen, in: G \'(1 15, S. 382f. Der Text har eine eigene Geschichte, die Goldberg, 
Bismarck und seine Gegner, S. 444f. (dem Buch ve rdanke ich den Hinweis) , entgangen isr und die M i
chael Epkenhans aufgeklärr har: Bismarck soll den T exr als Rede an seinem 7 1. Geb urts rag am 
1.4 .1886, so Poschinger, auf einen Phonographen gesprochen und die \'(falze mir der \'(/e isung in eine 
Kiste ve rsenkt haben, der In halt dür fe erst nach 20 Jahren geöffnet werden. Das so ll die Schlossverwal
tung F ried richsruh dann 1906 ,·eranlass r haben; über das Ergebnis wurde unrer dem T itel "Ei n neuent
deckrer Schatz der deutschen Narion 1" in der Phonographischen Zeirschrifr 7 (1906), N r. 13, S. 285f., 
in einer stark reklameverdächtigen \'!V eise berichtet. Es handeire sich indessen um einen Aprilscherz, 
den die Redaktion (N r. 14, S. 308) mir dem Hinweis aufklärte, der Text sei dennoch echr als Zirar aus 
Bis marcks Erinnerungen. Heinrich vo n Poschinger, Srunden bei Bismarck, \1Vien 19 10, S. 80f. , wo der 
Text als authen tische phonographische Rede erscheint, har den Zusammenhang nicht bemerkt. 
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und 1890. Trotz immerhin einzuräumender historischer und geschichtsphilosophischer 

Einsicht dominierten die Phobien. 

Die Umsturz-Phobie war eine vormärzliche, jene gegen die Städte eine postrevolutionäre, die 

sich schon in Frankfurt bestätigt hatte, um so mehr dann 1871 in Paris, ruhend in landjun

kerlichem Ressentiment. Ebenso fest verwurzelt war das Untertanen-Verständnis des Reichs

kanzlers, wonach die Bindung an den Staat und die Monarchie durch fürsorgliche gesetzge

berische Maßnahmen bewerkstelligt werden konnte - jedoch unter der Bedingung politi

schen Wohlverhaltens und einer grundsätzlichen, durch Disziplinierung zu festigenden 

Loyalität zum Bismarckschen Konstitutionalismus. Partizipatorische Aspekte kamen darin 

das zeigt das Beispiel der Selbstverwaltung in den Gremien der Sozialversicherung - im stän

dischen Sinn, als korporativ determinierte, begrenzte Selbstbestimmung, durchaus vor, bis 

hin zu ernsthaft erwogenen Gesetzgebungen über Arbeiterkammern. Sie kamen darin aber 

nicht im Sinne eines auf das allgemeine Wahlrecht gegründeten, gleichberechtigten Durch

setzensdes Wählerwillens vor. Noch bevor die Reichsgründung rechtlich vollendet war, setz

te dabei Bismarcks Defensivstrategie zur Verteidigung der systemischen Grundlagen ein. Bis

marck hat hieran unbeirrt festgehalten und beide Positionen, die der "negativen" Bekämp

fung und der "positiven" Fürsorglichkeit, verschärfend vorangetrieben, letztere allerdings 

mit kennzeich-nenden Einschränkungen. Das gipfelte in dem letztlich im preußischen 18. 

Jahrhundert verwur-zelten Wechselbezug von Sozialistengesetz und Sozialpolitik. 

23 




